
 

Hansestadt Lüneburg 

Oberbürgermeisterin Claudia Kalisch 

Am Ochsenmarkt 1 

21335 Lüneburg 

 

Lüneburg, den 14. November 2024 

 

Antrag: Bezahlbaren Wohnraum im Neubau von 30 Prozent auf 75 Prozent erhöhen! 

 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

ich fordere den Rat der Hansestadt Lüneburg auf, den akuten Mangel an Wohnraum im 

preisgüns+gen Segment zu besei+gen und den mietpreisgebundenen Wohnraum im Neubau auf 

einen vertraglichen Mindestanteil von 75% zu erhöhen.  

 

Begründung 

Wohnkosten steigen schneller als Löhne und Renten. Auch in Lüneburg herrscht ein akuter Mangel an 

bezahlbarem Wohnraum und Menschen mit kleineren und mi1leren Einkommen gelangen in 

finanzielle Not, weil sie die Preissteigerungen bei Energie, Lebensmi1eln und Miete nicht mehr tragen 

können. Gleichzei+g ist der soziale Wohnungsbau auf einem Tiefstand. Im Neubau dürfen in Lüneburg 

dennoch weiterhin 70% der Flächen mit Wohnraum bebaut werden, der nicht ins preisgüns+ge 

Segment fällt. Dies wirkt der Schaffung bezahlbaren Wohnraums massiv entgegen.  

Im preisgüns+gen Wohnraum-Segment stellt das GEWOS-Ins+tut für die Hansestadt Lüneburg ein 

deutliches Angebotsdefizit fest. Dem GEWOS-Bericht aus dem Jahr 2023 ist zu entnehmen, dass die 

Nachfrage von güns+gem Wohnraum auf jährlich 1030 Wohneinheiten ges+egen ist, während das 

Angebot in einem Abwärtstrend auf 730 Wohneinheiten im Jahr gesunken ist.  

„Besonders dras+sch fällt das Defizit bei Wohnraum für Singlehaushalte aus. In diesem Segment steht 

eine jährlich ak+ve Nachfrage von 550 Haushalten einem jährlich verfügbaren Angebot von 220 

Wohnungen gegenüber. Auch für Zweipersonenhaushalte sowie Haushalte mit vier oder mehr 

Personen übersteigt die Nachfrage das verfügbare Angebot.“ (GEWOS, S. 27).  

Die Nachfragegruppen im preisgüns+gen Segment setzen sich laut GEWOS-Studie (S. 32) wie folgt 

zusammen:  

„Die relevanten Nachfragegruppen in diesem Segment sind vor allem kleinere Haushalte mit bis zu 

zwei Personen. Neben Transferleistungsbeziehern sind dies eine steigende Zahl an Senioren, deren 

Renten nicht an die früheren Einkommen aus der Erwerbsphase heranreichen, Studierende, sofern sie 

nicht über spezifische Wohnangebote v. a. durch das Studentenwerk mit Wohnraum versorgt werden 

können, Alleinerziehende und auch Geflüchtete.“ 

In Lüneburg sind die Mieten in den letzten Jahren vor allem im Neubau erheblich ges+egen. Lagen in 

Lüneburg die Mieten im Neubau im Jahr 2021 bereits 17% über den Bestandsmieten (siehe GEWOS-

Bericht, S. 14), ist dieser Unterschied im Jahr 2024 auf 24% angewachsen. 2024 liegt der 



 

durchschni1liche Mietpreis von Neubauimmobilien bei 14,25€ pro Quadratmeter und von 

Bestandsimmobilien bei 11,49€ pro Quadratmeter (siehe z.B. 

h1ps://neubauerimmobilien.de/mietspiegel-lueneburg/).  

Kommunen haben beim Neubau Möglichkeiten, Einfluss auf die Art der Bebauung kommunaler 

Grundstücke zu nehmen und sollten diese unbedingt nutzen, um bezahlbaren Wohnraum zu sichern. 

Das GEWOS-Ins+tut prognos+ziert für die Stadt Lüneburg zwischen 2023 und 2030 einen Neubedarf 

an 2060 Wohnungen, den es zu decken gilt. Aktuell liegt der vertragliche Mindestanteil des 

mietpreisgebundenen Wohnraums im Neubau in Lüneburg lediglich bei 30%. Dieser Mindestanteil 

reicht bei weitem nicht aus, ist dringend überholungsbedürLig und sollte auf einen Mindestanteil von 

75% erhöht werden, um die außerordentlich angespannte Situa+on zu entschärfen. 

Schaut man zudem auf den äußerst geringen Anteil von 10,3%, den sozial orien+erte Wohnungsgeber 

in Lüneburg am Wohnungsmarkt bewirtschaLen, so wird die Dringlichkeit dieser Maßnahme noch 

ersichtlicher. Sozial orien+erten Wohnungsgebern wie der LüWoBau und der 

WohnungsgenossenschaL Lüneburg (WoGe) fallen laut 2022er Zensus 4.273 der 41.406 Wohnungen 

insgesamt zu, d.h. ein Anteil von lediglich 10,3% am Gesamtwohnungsbestand! Diese 10,3% teilen 

sich laut Zensus in Lüneburg wie folgt auf: Kommune oder kommunales Wohnunternehmen: 2514 

Wohnungen; WohnungsgenossenschaLen: 1331 Wohnungen; Organisa+onen ohne Erwerbszweck: 

428 Wohnungen. Auch hier muss dringend nachgebessert und eine Steigerung bezahlbaren 

Wohnraums erwirkt werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Marianne Esders 

Die Linke  

 

 

 

 


